Aınts : Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


N 0. 49. Marienwerder, den 7. Dezember 1881. 1881. 
Wir Wilhelm, eine entſprechende Vorlage zu unterbreiten. 

von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Schon im Februar dieſes Jahres haben Wir 

Preußen dc. Unſere Ueberzeugung ausſprechen laſſen, daß die Heilung 

thuen kund und fügen hiermit zu wiſſen: der ſozialen Schäden nicht ausſchließlich im Wege der 


Wir haben den im vorigen Reichstag kundgege⸗Nepreſſion ſozial⸗demokratiſcher Ausſchreitungen, ſondern 
benen Wünſchen entſprechend, dem früheren Brauche gleichmäßig auf dem der poſitiven Förderung des Wohles 
entgegen, den Reichstag noch im laufenden Jahre beru- der Arbeiter zu ſuchen ſein werde. Wir halten es für 
fen, um feine Thätigkeit zunächſt für die Feſtſtellung Unſere Kaiſerliche Pflicht, dem Reichstage dieſe Aufgabe 
des Reichshaushalts⸗Etats in Anſpruch zu nehmen. Der von Neuem ans Herz zu legen, und würden Wir mit 
Entwurf wird dem Reichstage unverzüglich zugehen. um jo größerer Befriedigung auf alle Erfolge, mit 
Derſelbe zeigt ein erfreuliches Bild der vorſchreitenden denen Gott Unſere Regierung ſichtlich geſegnet hat, 
finanziellen Entwickelung des Reichs und der guten Er- zurückblicken, wenn es Uns gelänge, dereinſt das Bewußt⸗ 


folge der unter Zuſtimmung des Reichstags eingeſchla-ſein mit zu nehmen, dem Vaterlande neue und dauernde 


genen Wirthſchaftspolitik. Die Steigerung der den ein⸗Bürgſchaften ſeines inneren Friedens und den Hülfs⸗ 
zelnen Bundesſtaaten vom Neich zu überweiſenden Be⸗ bedürftigen größere Sicherheit und Ergiebigkeit des Bei⸗ 
träge iſt erheblich höher, als die Steigerung der Ma⸗ſſtandes, auf den fie Anſpruch haben, zu hinterlaſſen. 
trikularbeiträge. Daß der Geſammtbetrag der letzteren In Unſeren darauf gerichteten Beſtrebungen find Wir 
im Vergleich mit dem laufenden Rechnungsjahre eine der Zuſtimmung aller verbündeten Regierungen gewiß 
Erhöhung erfahren hat, findet ſeine Begründung in und vertrauen auf die Unterſtützung des Reichstags ohne 
Einnahmeausfällen und in Bedürfniſſen, welche im Unterſchied der Parteiſtellungen. 

Intereſſe des Reichs nicht abzuweiſen ſind. In dieſem Sinne wird zunächſt der von den ver⸗ 

Die Einigung, welche mit der Freien Stadt Ham⸗ bündeten Regierungen in der vorigen Seſſien vorgelegte 
burg über die Modalitäten ihres Einſchluſſes in das Entwurf eines Geſetzes über die Verſicherung der Sr 
deutſche Zollgebiet erzielt worden iſt, wird der Reichstag beiter gegen Betriebsunfälle mit Rückficht auf die im 
mit Uns als einen erfreulichen Fortſchritt zu dem durch Reichstag ſtattgehabten Verhandlungen über denſelben 
die Reichsverfaſſung geſteckten Ziele der Einheit Deutſch⸗ einer Umarbeitung unterzogen, um die erneute Berathung 
lands als Zoll⸗ und Handelsgebiet begrüßen. Die deſſelben vorzubereiten. Ergänzend wird ihm eine Vor⸗ 
verbündeten Regierungen ſind der Ueberzeugung, daß der lage zur Seite treten, welche ſich eine gleichmäßige Or⸗ 
Reichstag den Abſchluß der deutſchen Einheit nach dieſer[ganiſation des gewerblichen Krankenkaſſenweſens zur 
Seite hin und die Vortheile, welche dem Reich und Aufgabe ſtellt. Aber auch diejenigen, welche durch Alter 
ſeiner größten Handelsſtadt aus demſelben erwachſen oder Invalidität erwerbsunfähig werden, haben der Ge⸗ 
werden, durch den Koſtenbeitrag des Reichs nicht zu ſammtheit gegenüber einen begründeten Anſpruch auf ein 
theuer erkauft finden und dem hierauf bezüglichen Geſetz⸗ höheres Maß ſtaatlicher Fürſorge, als ihnen bisher hat 
entwurf die Zuſtimmung ertheilen werden. zu Theil werden können. 

In dem Beſtreben, die geſchäftlichen Uebelſtände Für dieſe Fürſorge die rechten Mittel und Wege 
zu beſeitigen, welche ſich aus der Konkurrenz der Reichs⸗ zu finden, ift eine ſchwierige, aber auch eine der hoͤchſten 
tagsſeſſionen mit den Sitzungsperioden der Landtage Aufgaben jedes Gemeinweſens, welches auf den ſittlichen 
ergeben, hatten die verbündeten Regierungen dem vo⸗ Fundamenten des chriſtlichen Volkslebens ſteht. Der 
rigen Reichstag einen Geſetzentwurf vorgelegt, der eine engere Anſchluß an die realen Kräfte dieſes Volkslebens 
Verlängerung der Legislatur- und Budgetperioden des und das Zuſammenfaſſen der letzteren in der Form kor⸗ 
Reichs vorſchlug, über den aber eine Verſtändigungſporativer Genoſſenſchaften unter ſtaatlichem Schutz und 
nicht hat erreicht werden können. Die geſchäftliche ſtaatlicher Förderung werden, wir Wir hoffen, die Löſung 
Nothlage der Regierungen und die Nothwendigkeit, den auch von Aufgaben möglich machen, denen die Staats⸗ 
Verhandlungen der geſetzgebenden Körper des Reichs gewalt allein in gleichem Umfange nicht gewachſen 
ſowohl wie der Einzelſtaaten die unentbehrliche Zeit ſein würde. Immerhin aber wird auch auf dieſem 
und freie Bewegung zu ſichern, veranlaßt die verbündeten Wege das Ziel nicht ohne die Aufwendung erheblicher 
Regierungen der Beſchlußnahme des Reichstags wiederum Mittel zu erreichen ſein. 


Ausgegeben in Marienwerder den 8. Dezember 1881. 
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Auch die weitere Durchführung der in den letzten 
Jahren begonnenen Steuerreform weiſt auf die Eröff⸗ 
nung ergiebiger Einnahmequellen durch indirekte Reichs⸗ 
ſteuern hin, um die Regierungen in den Stand zu 
ſetzen, dafür drückende direkte Landesſteuern abzuſchaffen 
und die Gemeinden von Armen⸗ und Schullaſten, von 
Zuſchlägen zu Grund: und Perſonalſteuern und von an⸗ 
deren drückenden direkten Abgaben zuentlaſten. Der ſicherſte 
Weg hierzu liegt nach den in benachbarten Ländern ge: 
machten Erfahrungen in der Einführung des Taback⸗ 
monopols, über welche Wir die Entſcheidung der geſetz⸗ 
gebenden Körper des Reichs herbeizuführen beabſichtigen. 
Hierdurch und denmächſt durch Wiederholung früherer 
Anträge auf jtärkere Beſteuerung der Getränke ſollen 
nicht finanzielle Ueberſchüſſe erſtrebt werden, ſondern die 
Umwandlung der beſtehenden direkten Staats⸗ und Ge⸗ 
meindelaſten in weniger drückende indirekte Reichsſteuern. 
Dieſe Beſtrebungen ſind nicht nur von fiskaliſchen, ſon⸗ 
dern auch von reaktionären Hintergedanken frei; ihre 
Wirkung auf politiſchem Gebiete wird allein die ſein, 
daß wir kommenden Generationen das neu entſtandene 
Reich gefeſtigt durch gemeinſame und ergiebige Finanzen 
hinterlaſſen. 

Die Vorbedingung für weitere Beſchlußnahmen 
über die erwähnten ſozialen und politiſchen Reformen 
beſteht in der Herſtellung einer zuverläſſigen Berufs⸗ 
ſtatiſtik der Bevölkerung des Reichs, für welche bisher 
genügendes und ſicheres Material nicht vorliegt. So⸗ 
weit letzteres im Verwaltungswege beſchafft werden kann, 
wird es in Kurzem geſammelt ſein. Vollſtändige Unter⸗ 
lagen aber werden nur durch geſetzliche Anordnung, 
deren Entwurf dem Reichstage zugehen wird, zu ge⸗ 
winnen ſein. 


Wenn danach auf dem Gebiete der inneren Reichs⸗ 


auf welche die Politik der drei Kaiſerhöfe in voller 
Uebereinſtimmung gerichtet iſt. Darauf, daß dieſe ge⸗ 
meinſame Friedenspolitik eine erfolgreiche ſein werde, 
dürfen Wir um ſo ſicherer bauen, als auch Unſere Be⸗ 
ziehungen zu allen anderen Mächten die freundlichſten 
ſind. Der Glaube an die friedliebende Zuverläſſigkeit 
der deutſchen Politik hat bei allen Völkern einen Be⸗ 
ſtand gewonnen, den zu ſtärken und zu rechtfertigen 
Wir als Unſere vornehmſte Pflicht gegen Gott und gegen 
das deutſche Vaterland betrachten. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 17. November 1881. 

(L. S.) Wilhelm. 

Fürſt von Bismarck. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗Behörden. 


1) Auf Grund des § 28 des Geſetzes gegen die 
gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie 
vom 21. Oktober 1878 (Reichsgeſetzblatt Seite 351) 
wird mit Genehmigung des Bundesraths für die Dauer 
eines Jahres angeordnet, was folgt: 


§ 1. Perſonen, von denen eine Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu beſorgen iſt, 
kann der Aufenthalt in dem die Stadt Berlin, die 
Stadtkreiſe Charlottenburg und Potsdam, ſowie die 
Kreiſe Teltow, Nieder⸗Barnim und Oſt⸗Havelland um⸗ 
faſſenden Bezirke für den ganzen Umfang deſſelben von 
der Landespolizeibehörde verſagt werden. 


§ 2. In der Stadt Berlin und den Stadtkreiſen 
Charlottenburg und Potsdam ſind das Tragen von 
Stoß⸗, Hieb⸗ oder Schußwaffen ſowie der Beſitz, das 


einrichtungen weitgreifende und ſchwierige Aufgaben Tragen, die Einführung und der Verkauf von Spreng⸗ 
bevorſtehen, deren Löſung in der kurzen Friſt einer geſchoſſen; ſoweit es ſich nicht um Munition des Reichs⸗ 
Seſſion nicht zu bewältigen iſt, zu deren Anregung Wir heeres und der kaiſerlichen Marine handelt, verboten. 


Uns aber vor Gott und Menſchen, ohne Rückſicht auf 
den unmittelbaren Erfolg derſelben, verpflichtet halten, 
ſo macht es Uns um ſo mehr Freude, Uns über die 
Lage unſerer auswärtigen Politik mit völliger Befrie⸗ 
digung ausſprechen zu koͤnnen. 


Wenn es in den letzten zehn Jahren, im Wider⸗ 
ſpruch mit manchen Vorherſagungen und Befürchtungen, 
gelungen iſt, Deutſchland die Segnungen des Friedens 
zu erhalten, ſo haben Wir doch in keinem dieſer Jahre 
mit dem gleichen Vertrauen auf die Fortdauer dieſer 
Wohlthat in die Zukunft geblickt, wie in dem gegen⸗ 
wärtigen. Die Begegnungen, welche Wir in Gaſtein 
mit dem Kaiſer von Oeſterreich und König von Ungarn, 
in Danzig mit dem Kaiſer von Rußland hatten, waren 
der Ausdruck der engen perſoͤnlichen und politiſchen Be: 
ziehungen, welche Uns mit den Uns ſo nahe befreun⸗ 
deten Monarchen, und Deutſchland mit den beiden mäch⸗ 
tigen Nachbarreichen, verbinden. 


Dieſe von gegenſei⸗ die Landespolizeibehörde. 


Von letzterem Verbote werden Gewehrpatronen 
nicht betroffen. Ausnahmen von dem Verbote des 
Waffentragens finden ſtatt: 


1. für Perſonen, welche kraft ihres Amtes oder Be⸗ 
rufes zur Führung von Waffen berechtigt ſind, 
in Betreff der letzteren, 

. für die Mitglieder von Vereinen, welchen die Be: 
fugniß, Waffen zu tragen, beiwohnt, in dem Um⸗ 
fange dieſer Befugniß, 

. für Perſonen, welche ſich im Beſitze eines Jagd⸗ 
ſcheins befinden, in Betreff der zur Ausübung 
der Jagd dienenden Waffen; 

für Perſonen, welche einen für fie ausgeſtellten 
Waffenſchein bei ſich führen, in Betreff der in 
demſelben bezeichneten Waffen. 


Ueber die Ertheilung des Waffenſcheins befindet 
Er wird von derſelben koſten⸗ 


tigem Vertrauen getragenen Beziehungen bilden eine und ſtempelfrei ausgeſtellt und kann zu jeder Zeit wieder 
zuverläſſige Bürgſchaft für die Fortdauer des Friedens, entzogen werden. g 


3 
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3. Vorſtehende Anordnungen treten mit dem vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur öffentlichen 


8 
29. November dieſes Jahres in Kraft. 
Berlin, den 25. November 1881. 
Königliches Staats⸗Miniſterium. 


Kenntniß gebracht, daß das in der Genoſſenſchaftsbuch⸗ 
druckerei Zürich⸗Hottingen gedruckte und „Berlin, den 
22. November 1881“ datirte Flugblatt mit der Ueber⸗ 


gez. von Bismarck. von Puttkamer. G. von Ka⸗ſſchrift: „Wähler des V. Reichstagswahlkreiſes“ 


Maybach. Bitter. 
von Boetticher. 


Lucius. 
von Goßler. 


meke. 


2) In Abänderung der Verordnung vom 24. Februar 


1877 — Eiſenb.⸗Verordn.⸗Bl. de 1878 S. 157, — 
betreffend Abänderung einiger Beſtimmungen der Aus⸗ 
führungs⸗Verordnung vom 16. Juni 1876 zu dem 


Reichsgeſetz vom 25. Februar 1876 (Reichs⸗Geſetz⸗Blatt 


Seite 163), betreffend die Beſeitigung von Anſteckungs⸗ 


ſtoffen bei Viehbeförderung auf Eiſenbahnen, wird unter 


Friedberg. ſund der Unterſchrift: „Einige Arbeiter und Kleinbürger 


im Namen Vieler“, nach § 11 des gedachten Geſetzes 
durch den Unterzeichneten verboten worden iſt. 
Berlin, den 28. November 1881. 
Der Königliche Polizei⸗Präſident. 
von Madai. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Provinzial Behörden. 


Bezugnahme auf die Bekanntmachung des Herrn Reichs⸗„5) Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 
kanzlers vom 6. Mai 1876 zu Nr. 4 (S. 152 a. a. O.) vom 15. November 1880 bringe ich die erfolgte Ernen⸗ 


beſtimmt, daß heißes Waſſer (Nr. Ib. der Verord- nung des Gutspächters Volger in Hoheneichen zum 


nung vom 24. Februar 1877) allein und ohne Ver⸗ Standesbeamten = Stellvertreter für den Standesamts⸗ 
bindung mit alkaliſcher Lauge (Nr. Ic. der Ver⸗ bezirk Schwenten im Kreiſe Graudenz an Stelle des 
ordnung vom 24. Februar 1877) zur Desinfektion der von Salaſſen verzogenen Rentners Dobrindt sen. hier⸗ 
Viehwagen nicht mehr zu benutzen iſt. durch zur öffentlichen Kenntniß. 
Berlin, den 22. November 1881. Danzig, den 22. November 1881. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten, Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 


gez Maybach. 6 Bekanntmachun 
72 8 N anal. g. 

An ſämmtliche Königliche Giſenbahn Direk⸗ Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vou 
tionen, ſowie zur Kenntniß und Mitthei⸗ 12. September 1874 bringe ich die erfolgte Ernennun 
lung an die unterſtellten Privatbahn⸗Ver⸗ des Nittergutsbeſitzers Bußgahn in Grochowo un 
waltungen an die Königlichen Eiſenbahn⸗ end ei Ste n. = 3 5 
N RE f Se Standesbeamten = Stellvertreter für den Standesamts⸗ 
Kommiſſariate und den Königlichen Eiſen⸗ bezirk Reetz im Kreiſe Tuchel Stell des don L 
bahn⸗Kommiſſarius zu Erfurt. ee e 

1 1 verzogenen Gutsvorſtehers Willich hierdurch zur 
8 a 4 öffentlichen Kenntniß. 
. ee Danzig, den 28. November 1881. 
geſetzes vom 21. Oktober . Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 

3) Auf Grund der nach § 28 des Reichsgeſetzes 7) Bekanntmachung. 

gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial⸗ Die geſetzliche Anzeigepflicht über den Ausbruch 

demokratie vom 21. Oktober 1878 von dem Königlichen von Viehſeuchen und über alle verdächtigen Erſchei— 

Staats⸗Miniſterium unter dem 25. d. M. getroffenen nungen bei den Viehſtänden, welche den Ausbruch einer 

Anordnung wird allen denjenigen Perſonen, welchen auf Seuche befürchten laſſen ($ 9 und 10 des Reichsgeſetzes 

Grund der gleichlautenden Anordnung des Königlichen vom 23. Juni 1880) wird von den Beſitzern von 

Staats⸗Miniſteriums vom 27. November v. J. der Hausthieren vielfach nicht erfüllt. Insbeſondere kommt 

Aufenthalt in dem die Stadt Berlin, die Stadtkreiſe häufig die Erkrankung von Pferden am Rotz erſt dann 

Charlottenburg und Potsdam, ſowie die Kreiſe Teltow, zur Kenntniß der Polizeibehörden, wenn die Krankheits⸗ 

Nieder⸗Barnim und Oſt-Havelland umfaſſenden Bezirke ſerſcheinungen (einfeitiger mißfarbiger Naſenausfluß, ein: 

verſagt worden iſt, der Aufenthalt innerhalb des ganzen ſeitige ſchmerzloſe harte Anſchwellung der Kehlgangs⸗ 

vorerwähnten Bezirks von den Unterzeichneten hierdurch drüſen) ſo ſtark entwickelt ſind, daß die Krankheit 
fernerweit unterſagt. zweifellos ſchon lange beſtanden hat und die Vefürchtung 
Ausgenommen hiervon find nur diejenigen Per⸗ ihres Ausbruchs ſchon lange auch für den Laien nahe 
ſonen, welchen der Aufenthalt in Berlin und den er⸗ gelegen hat. In allen ſolchen Fällen liegt den Polizei⸗ 
wähnten Kreiſen durch beſondere Verfügungen wieder behörden und den beamteten Thierärzten die Pflicht ob, 
geſtattet worden iſt. die Unterlaſſung der rechtzeitigen Anzeige behufs der 
Potsdam und Berlin, den 26. November 1881. Beſtrafung bei dem Amtsanwalt zur Sprache zu bringen 
Der Königliche Regierungs⸗Präsdeut. und auf die Verſagung der Entſchädigung für die ge⸗ 

von Neefe. tödteten Thiere hinzuwirken. 
Der Königliche Polizei⸗Präſident. Die Beſitzer von Hausthieren und die Ortspolizei⸗ 
von Madai. behörden werden hierauf mit dem Bemerken aufmerkſam 

4) Auf Grund des $ 12 des Reichsgeſetzes gegen die gemacht, daß die großen Opfer, welche der Staat und 

gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie die Provinz für die Tilgung des Moses bringen, nur 
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dann von Erfolg ſein können, wenn die Anzeigen von kehr mit Stationen des Königlichen Eiſenbahn⸗Direk⸗ 

allen verdächtigen Erſcheinungen frühzeitig gemachtſtions⸗Bezirks Bromberg und der Marienburg⸗Mlamkaer 
werden. Bahır enthält. 

Marienwerder, den 23. November 1881. Exemplare dieſes Anhangs ſind bei den dieſſeitigen 

Der Regierungs⸗Präſident. mit Tarifen ausgerüſteten Depots, den Billet⸗Expedi⸗ 

8) Der dem Kaufmann Otto Witt zu Schwetzſtionen zu Berlin, Cüſtrin, Schneidemühl, Danzig, El: 

Kreiſes Schwetz von uns unterm 26. Januar d. Is. bing, Königsberg, Inſterburg, Memel, Thorn, Brom: 

sub Nr. 783 ertheilte Gewerbeſchein zum Hauſirhandel berg, Neuſtettin und Cöslin, ſowie bei ſämmlichen 


mit Farben ohne Benutzung eines Fuhrwerks iſt an⸗ 
geblich verloren gegangen und wird hierdurch für un⸗ 
gültig erklärt. 
Marienwerder, den 23. November 1881. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 
9) Auf Grund der Prüfungs⸗Ordnung vom 27. Juni 
1878 haben wir den nächſtjährigen Prüfungstermin für 
Lehrer an Taubſtummen⸗Anſtalten auf 

den 8. November 1882 

anberaumt. 


übrigen Billet⸗Expeditionen der dieſſeitigen Verwaltung, 
welche zur Bezugsvermittelung verpflichtet ſind, käuflich 
im Preiſe von 0,10 Mark zu beziehen. 
Bromberg, den 26. November 1881. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
Bekanntmachung. 
In der nach den Beſtimmungen der 88 39, 41 
und 47 des Geſetzes vom 2. März 1850 und nach 


unſerer Bekauntmachung vom 19. Oktober c. heute ſtatt⸗ 
gefundenen öffentlichen Verlooſung von Rentenbriefen 
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Die perſönliche Meldung hat am 7. November ſſind nachfolgende Nummern gezogen worden: 


Abends 6 Uhr in der Taubſtummen⸗Anſtalt zu Ma⸗ 


Litir. A. a 3000 ME. 50 Stück 


rienburg bei dem Herrn Direktor Hollenweger zu erfol⸗Nr. 92. 160. 595. 612. 683. 738. 892. 1187. 
gen, welcher den Gang der Prüfung mittheilen und! 1234. 1598. 1612. 1966. 1997. 2087. 2318. 
die Prüfungs⸗Gebühren von 12 M. in Empfang nehmen 2719. 2728. 2940. 3017. 3025. 3385. 3520. 
wird. 3635. 3728. 3772. 4030. 4616. 5174. 5848. 

Zu dieſer Prüfung werden zugelaſſen: 5859. 6186. 6211. 6290. 6413. 6675. 6745. 

Geiſtliche, Kandidaten der Theologie, ſowie Volks 6766. 6901. 6931. 6947. 7015. 7094. 7515. 
ſchullehrer, welche die zweite Prüfung beſtanden, fih! 7835. 7839. 8019. 8290. 8366. 8374. 8469. 


mindeſtens zwei Jahre mit Taubſtummen⸗Unterricht be⸗ 
ſchäftigt haben und ſich über ihre bisherige ordnuugs⸗ 
mäßige Führung auszuweiſen vermögen. 

Die Meldung zur Prüfung iſt binnen 8 Wochen 


Littr. IB. d 1500 Mark 14 Stück 
Nr. 190. 716. 1206. 1209. 1225. 1451. 1930, 

2137. 2263. 2437. 2619. 2691. 2736. 2738. 
Litter. C. à 300 Mark 63 Stück 


bei uns anzubringen. Derſelben ſind beizufügen: Nr. 143. 2015. 975 NEAR en eee 
1. ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titel 2556. 2583. 2594. 2663. 2693. 3092. 3486. 
blatt der vollſtändige Name, der Geburtsort, das 4237. 4307. 4317. 4602. 4721. 4756. 4919. 
Alter, die Konfeſſion und das augenblickliche Amts- 5028. 5207. 5683. 6184. 6282. 6299. 6315. 
verhältniß des Bewerbers anzugeben iſt; 6488. 6490. 6507. 6592. 6598. 6606. 6766. 

2. die Zeugniſſe über die bisher empfangene Schul] 7086. 7286. 7685. 7823. 7951. 7996. 8209. 
oder Univerſitätsbildung, ſowie über die bisher 8307. 8425. 8578. 8598. 8837. 8999. 9306. 
abgelegten Prüfungen; 9398. 9837. 10012. 10390. 10621. 10654. 

3. ein Zeugniß über die bisherige Thätigkeit dess 10707. 10898. 11046. 11199, 11370. 11514. 


Bewerbers im Taubſtummen⸗ Unterricht; 
. ein amtliches Führungszeugniß und 


11697. 12171. 
Litir. D. a 75 Mark 50 Stück 


5. ein von einem zur Führung eines Dienſtſiegels Nr. 109. 597. 643. 689. 964. 1399. 1575. 2146 
berechtigten Arzte ausgrſtelltes Zeugniß über nor 2471. 2621. 2877. 2935. 3015. 3027. 3294. 
malen Geſundheitszuſtand. 3308. 3347. 3505. 3625. 4108. 4184. 4536. 
Jeder Examinand erhält von uns unmittelbar 4671. 4685. 4742. 4930. 5044. 5274. 5400. 

nach ſeiner Meldung ein Thema aus dem Gebiete dess 5508. 5937. 6219. 6424. 6674. 6751. 7061. 
Taubſtummenweſens, deſſen Bearbeitung er binnen 7246. 7472. 7517. 7709. 7765. 7961. 8160. 


längſtens 6 Monaten mit der Verſicherung einzureichen 
hat, daß er keine anderen als die von ihm angegebenen 
Hilfsmittel benutzt habe. 
Danzig, den 20. November 1881. 
Königliches Provinzial⸗Schul⸗Kollegium. 


8164. 8173. 8363. 8484. 8501. 8953. 9228. 
Littr. E. à 30 Mark ſind ſämmtliche Rentenbriefe 
von Nr. 1 bis incl. 4683 bereits früher ausgelooft 
und gekündigt. 
Die Inhaber werden aufgefordert, gegen Quittung 


10) Mit dem 1. Dezember 1881 tritt zum Nieder⸗und Einlieferung der ausgelooſten Rentenbriefe in 
ſächſiſch⸗Oſtdeutſchen Verbandtarife vom 1. Mai 1878 8coursfähigem Zuſtande nebſt den dazu gehörigen 
ein Anhang in Kraft, welcher ermäßigte Ausnahmeſatze Coupons Ser. IV. Nr. 16 und Talons den Nennwerth 
für Holz, europäiſches, des Spezial⸗Tarifs II. im Ver⸗ von unſerer Kaſſe hierſelbſt, Poſtſtraße Nr. 15, 
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vom 1. April k. J. ab in den Wochen⸗ 
1 tagen von 9 bis 12 Uhr Vormittags 
in Empfang zu nehmen. 

Den Inhabern von ausgelooſten und gekündigten 
Rentenbriefen ſteht es auch frei, die zu realiſtrenden 
Rentenbriefe mit der Poſt an die Rentenbank-Kaſſe 
portofrei einzuſenden und den Antrag zu ſtellen, daß 
die Uebermittelung des Geldbetrages auf gleichem Wege 
und, ſoweit ſolcher die Summe von 409 Mark nicht 
überſteigt, durch Poſtanweiſung, jedoch auf Gefahr und 
Koſten des Empfängers erfolge. Einem ſolchen Antrag 
iſt alsdann, ſofern es ſich um die Erhebung von Summen 
über 400 Mk. handelt, eine ordnungsmäßige Quittung 
beizufügen. 

Vom 1. April k. J. ab hört die Verzinſung der 
ausgelooſten Rentenbriefe auf und es wird der Werth 
der etwa nicht mit eingelieferten Coupons bei der Aus⸗ 
zahlung vom Kapital in Abzug gebracht. 

Die Verjährung der ausgelooſten Rentenbriefe 
tritt nach den Beſtimmungen des § 44 J. c. binnen 
10 Jahren ein. 

Hierbei machen wir zugleich darauf aufmerkſam, 
daß die Nummern aller gekündigten reſp. zur Einlöſung 
noch nicht präſentirten Rentenbriefe durch die von der 
Redaktion des Königlich Preußiſchen Staats⸗Anzeigers 
herausgegebene „Allgemeine Verlooſungs-Tabelle“ im 
Mai und November jeden Jahres veröffentlicht werden. 

Das Stück dieſer Tabelle iſt bei der gedachten 
Redaktion für 25 Pfg. käuflich. 

Königsberg, den 11. November 1881. 

Königliche Direktion 

der Rentenbank für die Provinzen Oft und Weſtpreußen. 
12) Diejenigen Theologie⸗Studirenden und Kandidaten, 
welche ſich dem Examen pro licent. conc. im nächſten 
Termine unterziehen wollen, haben ſich dazu bei dem 
unterzeichneten Dekan ſpäteſtens bis zum 7. Januar 
1882 unter Einſendung 1. des Abgangszeugniſſes vom 
Gymnaſium, 2. des Abgangszeugniſſes von der Univer⸗ 
ſität reſp. den Univerſitäten, worauf der Examinandus 
ſtudirt hat, 3. des Signum facultatis, 4. des Abend⸗ 
mahlszeugniſſes, 5. des lateiniſch abgefaßten curriculum 
vitae, ſchriftlich zu melden. Am 14. Januar 10 Uhr 
Morgens ſind bei demſelben Dekan die Themata zu 
den ſchriftlichen Arbeiten entgegenzunehmen. Der ſpä⸗ 
teſte Einſendungstermin der Arbeiten iſt der 15. März. 
Die perſönliche Meldung beim Dekan Behufs der Clauſur⸗ 
arbeiten und der mündlichen Prüfung findet ſtatt am 
24. März 10 Uhr Morgens. 

Königsberg, den 25. November 1881. 

Die theologiſche Facultät der Königlichen Albertus⸗ 

Univerſität. 
Dr. Sommer, 
3. Dekan. 


13) Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiete. 


Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 


Sr 


-] 


1. Philipp Waſſilli, Schneider, 20 Jahre alt, ge⸗ 12. 


10. 


11. 


boren und wohnhaft zu Wiatka in Rußland, wegen 
Landſtreichens, von dem Königlich preußiſchen Re⸗ 
gierungs⸗Präſidenten zu Königsberg, vom 24. Sep⸗ 
tember d. J. 


„Auguſt Heinrich Witzmann alias Alexander Kon⸗ 


jajeff, Weinküfer, geboren am 25. September 
1829 zu Twer, Rußland, wegen Bettelns im 
wiederholten Rückfalle, vom Königlich preußiſchen 
Polizei⸗Präſidenten zu Berlin, vom 13. Auguſt, 
ausgeführt im Oktober d. J. 


2. Elias Gollars, Schmied, b. deſſen Ehefrau 


Veronika, geborene Gollars, e. deſſen Söhne: 
Wenzel Gollars, Schmied, und Johann Gollars, 
d. deſſen Töchter: Johanna Gollars, Maria 
Gollars, Anna Gollars, unverehelichte, zu a. 
61 Jahre alt, zu b. 50 Jahre alt, zu c. 22 und 
16 Jahre alt, zu d. 35, 20 und 15 Jahre alt, 
ſämmtlich aus Jamney, Böhmen, wegen Land⸗ 
ſtreichens und Bettelns, vom Königlich preußiſchen 
Regierungs-Präſidenten zu Breslau, vom 11. No⸗ 
vember d. J. 


„Leopold Lariſch, Schuhmacher, geboren am 12. 


Mai 1864 zu Odrau, Bezirk Troppau, Oeſter⸗ 
reichiſch⸗Schleſien, und daſelbſt ortsangehörig, wegen 
Landſtreichens und Bettelns, vom Königlich preuß. 
Regierungs⸗Präſidenten zu Oppeln, vom 28. Ok⸗ 
tober (ausgeführt am 2. November) d. RE 


Stefan Adam, Knopfmacher, geboren im März 


1862, ortsangehörig zu Schönau in Böhmen, 
wegen Landſtreichens und Bettelns, vom Königlich 
preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu Magdeburg, 
vom 7. November d. J. 


Jakob Ohlſen, Seemann (Koch), 22 Jahre alt, 


aus Grundföhr, Amt Aarhuus, Dänemark, wegen 
Landſtreichens, von der Königlich preußiſchen Re⸗ 
gierung zu Schleswig, vom 17. Oktober d. J. 


Niels Viktor Jörgenſen, Bäcker, 19 Jahre alt, 


aus Kopenhagen, Dänemark, wegen Landſtreichens 
und Bettelns, von der Königlich preußiſchen Re⸗ 
gierung zu Schleswig, vom 24. Oktober DS: 


Arend San Snüwerink, Brauer, geboren am 


15. Januar 1854 zu Lönneker, Niederlande, wegen 
Landſtreichens, von der Königlich preußiſchen Re⸗ 
gierung zu Münſter, vom 27. Oktober d. J. 


Rudolf Märtin, Bäckergeſelle, 21 Jahre alt, ge⸗ 


boren zu Tannenberg, Böhmen, ortsangehörig zu 
Algersdorf (daſ.), wegen Landſtreichens, von der 
Königlich preußiſchen Regierung zu Wiesbaden, 
vom 8. November d. J. 

Clemens Davi, Buchbinder, 19 Jahre alt, aus 
Kaltbrunn, Kanton St. Gallen, Schweiz, wegen 
Landſtreichens, von der Königlich preußiſchen Re⸗ 
gierung zu Wiesbaden, vom 8. November d. J. 
Karlmann Maiberduck, Kaufmann, 18 Jahre 
alt, aus Odeſſa, Rußland, wegen Landſtreichens, 
von der Königlich preußiſchen Regierung zu Wies⸗ 
baden, vom 8. November d. J. 

Karl Stolz, Kellner, 18 Jahre alt, aus Welbine, 


13. 


14. 


16. 


18. 


9% 


20. 


21. 


14) 


ER: 


Bezirk Teplitz, Böhmen, wegen Landſtreichens, von|Tuchel unter Anweifung des Wohnſitzes zu Tuchel 
der Königlich preußiſchen Regierung zu Wiesbaden, ernannt. 

non dee eee Der Herr Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen 
Jakob Goldzweig, Uhrmacher 38 Jahre alt, ke und Forſten hat ben Ara a Peters die 
Kaiffa, Syrien, wegen a eee von der Funktionen eines Aſſiſtenten des Kreis⸗ und Grenz 
Königlich preußiſchen Regierung zu Wiesbaden, vom thierarztes Kampmann zu Lautenburg kommiſſariſch 
10. November b. J. „ Bro. ‚Iunter Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs und Anweiſung 
Karl Hanke, Steindrucker, 18 Jahre alt, aus ſeines Wohnſitzes in Löbau übertragen. 

Türmitz, Bezirk Auſſig, Böhmen, wegen Land⸗ 8 N = 
ſtreichens, von der Königlich preußiſchen Regierung Der praktiſche Arzt Dr. med. Wollermann iſt 
zu Wiesbaden, vom 10. November d. J. vom Herrn Miniſter für geiſtliche, Unterrichts- und 


. Bernhardine Eliſabeth Spiecker, geborene Hamer, Medizinal⸗ Angelegenheiten zum Kreis⸗Wundarzte des 


Tagelöhnerfrau, 34 Jahre alt, ortsangehörig zu Kreiſes Schlochau mit Belaſſung feines Wohnſitzes in 
Dötinchem, Niederlande, wegen gewerbsmäßiger Baldenburg ernannt worden. 
Unzucht, von der Königlich preuß. Regierung zu Dem bisheri 8 e 
1 0 5 gen Kaplan und Lokalſchulinſpektor 
REN e betet li Drews zu Bönhof iſt die erledigte Pfarrſtelle an der 
„ . en iſ Kirche zu Poſilge im Kreiſe Stuhm ver⸗ 
18. Juli 1860 zu Aſch, Böhmen, und daſelbſt e e a U eee 
ortsangehörig, wegen Bettelus im wiederholten Die Lokalaufſicht über die katholiſchen Schulen zu 
Rüdfalle, von der Königlich ſächſiſchen Kreis Lobdowo, Gr. Pulkowo und Hammer iſt, nachdem der 
hauptmannſchaft u Zwickau, Su 28. Oktober bisherige Inhaber derſelben, Pfarrer Kowalski aus 
(ausgeführt am 1. November) d. J. Lobdowo auf eine andere Pfarrſtelle berufen worden iſt, 


Peter Friedrich, Hufſchmied, 23 Jahre alt, aus dem Kreisſchulinſpektor Bajohr in Strasburg bis auf 


8 1 Deſterre 9 ei 1555 5 
Vorberg, Oeſterreich, wegen Landſtreichens und Weiteres übertragen worden. 


Bettelns, vom Großherzoglich badiſchen Landes⸗ Im Kreiſe (6 4 ſind zu ſtellvertretenden Amts 
kommiſſär zu Mannheim, vom 7. November d. J. W nee find zu ſtellvertretenden Aints⸗ 


Karl Hartmaier, Wagner, 21 Jahre alt, aus 158 j - Er FOR 

5 e a .der Gemein eher Block zu Sackrau für den 
Münchaltorf, Kanton Zürich, Schweiz, wegen Bet: Ane ag RL © 

telns im wiederholten Rückfalle, vom Großherzogl.“ 2. der Gutsbeſizer Orlovius zu Gr. Schönbrück 
badiſchen Landeskommiſſär zu Mannheim, vom für den Amtsbezirk Gr. Schönbrück. 


11. November d. J. ; a 2 1 
= Er , ar 8 Die durch die Verſetzung des Förſters Wintziger 
e Bi je eee, Sohlen und Holz. erledigte Förſterſtelle zu Oſtrowo in der Oberförſterei 
händler, 69 Jahre 1155 aus Oswieczum, eine Nittel iſt vom 1. Januar 1882 ab dem Foörſter 
Biala, Galizien, wegen Landſtreichens, vom Groß⸗ Kochalski, bisher in der Oberförſterei Lindenberg defini⸗ 
herzoglich badiſchen Landeskommiſſär zu Karlsruhe, tiv übertragen 
0 Har [a7 . 
Pete 85 uam 8 J. Aae Die durch die Verſetzung des Förſters Kochalski 
15 21 il 1 5 105 , lekt ai IE Schaden erledigte Förſterſtelle zu Rögnitz in der Oberförſterei 
N 8 1 a 195 1 e Rückfall Wide Lindenberg iſt vom 1. Januar 1882 ab dem Förſter 
wegen Wetten in wien rhalten een don dem wintziger, bisher in der Oberförſterei Nittel definitiv 
Polizeiamt zu Lübeck, vom 17. Oktober d. J. übertragen 4 
Alexander Caumprau (Carberan), geboren am e re e Nen RE, Ki; 
. 5 = e e Die durch die Verſetzung des Förſters Segers er⸗ 
18. Juli 1843 zu St. George du 5 Webaleledigte Förſterſtelle zu Eulenholz in der Oberförſterei 
1 or a ee Junkerhof iſt vom 1. Januar 1882 ab dem Förſter 
und Bettelns, vom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten zu e „„ 1 0 
Straßburg, vom 9. November d. J. We in der Oberförſterei Schwiedt, definitiv 
8 N | Die durch die Verſetzung des Förſters Anders er: 
Perſonal- Chronik. lleiigte Förſterſtelle zu Döbelsheide in der Oberförſterei 
Der Herr Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts-Schwiedt iſt vom 1. Januar 1882 ab dem Förfter 


und Medizinalangelegenheiten hat den praktiſchen Arzt Segers, bisher in der Oberförſterei Junkerhof definitiv 
Dr. Prieſter in Mewe zum Kreis-Phyſikus des Kreiſes übertragen. 


INDOOR ERDE DE DEM En _ 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Neo. 49.) 
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